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Marktmacht-Regulierungen  
im Postbereich

Grundsätzlich sind im Rahmen einer 
Marktöffnung in Netzindustrien (Telekom-
munikation, Strom, Post etc.) dreierlei Typen 
von Regulierungsfragen zu lösen: Möglicher 
Marktmachtmissbrauch, technische Regulie-
rungen sowie die Grundversorgung. Netze 
sind komplexe Systeme, die meistens aus Kno-
ten (in der Stromversorgung beispielsweise 
den Unterwerken) und physischen Verbin-
dungen (wie beispielsweise den Stromleitun-
gen) bestehen. Im Gegensatz zu den Telekom-
munikations- oder den Stromnetzen bestehen 
die Postnetze lediglich aus Knoten (Verteil-
zentren, Poststellen, Briefkästen). 

Um festzustellen, ob im Postbereich Markt-
machtprobleme zu lösen sind, die nicht bereits 

im Rahmen der Tätigkeit der Wettbewerbsbe-
hörde behoben werden können, sind klare 
Kriterien anzuwenden. Aus ökonomischer 
Warte stellt sich die Frage, ob die etablierten 
Unternehmen im Vergleich zu den neuen von 
langfristigen Kostenvorteilen profitieren. Dies 
ist bei reinen Grössenvorteilen nicht der Fall, 
da hier der potenziell mögliche Wettbewerb zu 
einer Disziplinierung des etablierten Unter-
nehmens führt. Anders präsentiert sich die 
Situation, wenn der Markteintritt zusätzlich 
zu den Grössenvorteilen durch irreversible 
Kosten erschwert wird. Bei irreversiblen Kos-
ten handelt es sich vereinfacht um Investitio-
nen, welche bei einem Marktaustritt nicht 
mehr – beispielsweise durch Verkäufe auf ei-
nem Zweitmarkt – rückgängig gemacht wer-
den können. Irreversible Kosten gibt es fak-
tisch in jeder kompetitiven Industrie. Für sich 
allein begründen sie noch keine Marktein-
trittsbarrieren. Wenn aber ein Unternehmen 
den Markt sowohl am kostengünstigsten be-
liefern kann (also Grössenvorteile aufweist) 
und seine Anlagen irreversible Kosten darstel-
len, liegt stabile Marktmacht vor. Wer nicht 
Zugang zu diesen «Flaschenhälsen» erhält, 
kann keine Kunden bedienen. Der Marktein-
tritt für Wettbewerber ist blockiert, falls der 
Zugang dazu nicht reguliert wird.

Postmarkt Schweiz: Folgerungen aus dem schwedischen Beispiel 
und der ökonomischen Theorie
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In der Schweiz könnte das Wettbewerbsrecht genügen, um Missbräuche aus temporär möglichen Marktmachtkonstella-
tionen zu ahnden. Das liegt daran, dass im gesamten Postnetz kein Fall eines stabilen «monopolistischen Flaschenhal-
ses» festzustellen ist. Bild: Keystone

1 EuGH, Rs. C-7/97, Urteil vom 26.11.1998, Ziffer 45;  
siehe insbesondere auch: Schlussanträge des General-
anwalts Jacobs v. 28. 5. 1998 (veröffentlicht unter 
http://curia.europa.eu/jurisp).
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Beispiel eines Zustellsystems
Nun kann im gesamten Postnetz kein Fall 

eines stabilen «monopolistischen Flaschenhal-
ses» festgestellt werden. Das wird exemplarisch 
deutlich am sogenannten «Bronner Fall», bei 
dem es um die Frage ging, ob ein Hauszustell-
system für Zeitungen eine wesentliche Einrich-
tung darstellt, um Kunden zu bedienen. Das 
Unternehmen Mediaprint hatte für den Ver-
trieb seiner Tageszeitungen mit grosser Aufla-
genhöhe in Österreich ein landesweites Haus-
zustellungssystem aufgebaut, das eine direkte 
Auslieferung der Zeitungen an die Abonnenten 
in den frühen Morgenstunden ermöglicht. Das 
Unternehmen Bronner erstrebte die Aufnahme 
seiner Tageszeitung mit geringer Auflagenhöhe 
in das Hauszustellungsverteilersystem der Me-
diaprint. Dieses Begehren wurde vom Europä-
ischen Gerichtshofs abgelehnt, insbesondere 
mit folgender Begründung:1 «Dass die Schaf-
fung eines solchen Systems keine realistische 
potenzielle Alternative darstelle und daher der 
Zugang zum bestehenden System unverzicht-
bar sei, ist nicht schon mit der Behauptung 
dargetan, dass die Schaffung eines solchen Sys-
tems wegen der geringen Auflagenhöhe der zu 
vertreibenden Zeitung oder Zeitungen unren-
tabel sei.»

Selbst wenn also der Aufbau eines speziali-
sierten Zustellsystems die Voraussetzungen 
eines natürlichen Monopols erfüllen würde, 
folgt daraus noch nicht die Eigenschaft eines 
monopolistischen Flaschenhalses. Dies impli-
ziert für die Schweiz, dass das Wettbewerbs-
recht genügen könnte, um Missbräuche aus 
temporär möglichen Marktmachtkonstellati-
onen zu ahnden.

Technische Regulierungen

Postleitzahlensystem, Adressdatenbanken, 
Postfächer, öffentliche Briefkästen, Informati-
onsmodi zur Adressänderung, Postumlei-
tungsdienste usw. sind keine monopolisti-
schen Flaschenhälse. Es handelt sich vielmehr 
um technische Funktionen der Marktkoordi-
nation. Eine Aktualisierung von Postadressen 
ist mit hohen Netzexternalitäten verbunden, 
die eine Verpflichtung zum Datenaustausch 
für alle Postunternehmen als sinnvoll erschei-
nen lassen. So waren in Schweden Zugangsre-
gulierungen zu ausgewählten Postinfrastruk-
turen – wie das Postleitzahlensystem und der 
Zugang zu Postfächern – Teil einer Gesetzes-
revision. Die Schwedische Post ist heute ver-
pflichtet, Wettbewerbern zu den Zahlenserien 
von Postleitzahlen Zugang zu gewähren. Zum 
Management von Adressdateien haben die 
Schwedische Post and CityMail sogar ein Joint 
Venture gegründet.

Postfächer kennen keine positiven Netz-
effekte. Bereits bei einer kleinen Kundenbasis 

sind Verbundvorteile ausgeschöpft. Der Bau 
von parallelen Postfächern von verschiedenen 
Postunternehmen wäre ökonomisch zumut-
bar. Da jedoch gewisse Lock-in-Wirkungen 
beobachtbar sind, wird in Schweden die nicht 
diskriminierende Ablage in Postfächern preis-
reguliert. Das Wettbewerbsrecht erwies sich 
als zu schwerfällig, um Missbrauche innert 
nützlicher Frist zu ahnden. Übrigens emp-
fiehlt auch die Europäische Kommission, 
nützliche technische Koordinationsfunktio-
nen im Postmarkt zu regulieren.

Für die Schweiz stellt sich die Frage, ob die 
sektorspezifischen Regulierungen technischer 
Koordinationsfunktionen ex ante oder ex post 
angewendet werden sollen. Insbesondere um 
die Etablierung des Wettbewerbs zu beschleu-
nigen, wäre eine Festlegung ex ante möglich. 
Im Fall einer Ex-post-Regulierung stellt sich 
die Frage, wie eine allfällige Verzögerung von 
regulatorischen Eingriffen über den Gang zu 
Gerichten verhindert werden kann. Zu den-
ken wäre beispielsweise an die Aufhebung der 
aufschiebenden Wirkung von regulatorischen 
Entscheiden. Ein pragmatischer Weg ist anzu-
streben, wobei das Kosten-Nutzen-Verhältnis 
anvisierter Markteingriffe umsichtig abzuwä-
gen ist.

Soziale Regulierungen 

Sozialpolitische Erwägungen begründen 
die Notwendigkeit zur postalischen Grund-
versorgung. Im Hinblick auf eine volle 
Marktöffnung in der Schweiz empfiehlt sich 
outputseitig die Beschränkung von Grund-
versorgungsauflagen auf die Postdienste. In-
putseitig sollten Produktionsbedingungen, 
Anzahl Poststellen usw. aus ökonomischer 
Sicht nicht mehr Teil der politischen Auf- 
lage sein. Entsprechen «Inputregulierungen» 
weiterhin dem politischen Willen, sollten sie 
über alternative Kanäle (z.B. über Gemeinde-
steuern) geregelt werden. Mit den politisch 
geforderten Marktleistungen (Qualitätsvor-
gaben etc.) versehen, sollte der Inhalt der 
Grundversorgung national oder regional 
ausgeschrieben und nach Möglichkeit durch 
ein Auktionsverfahren vergeben werden kön-
nen, so wie dies bereits in der Telekommuni-
kation üblich ist. Um zu vermeiden, dass 
Quersubventionen zwischen Grundversor-
gungsdiensten und anderen Wettbewerbs-
diensten stattfinden, ist die Vorgabe gewisser 
(Kosten-)Standards zu erwägen, die u. a. si-
cherstellen, dass aus dem Grundversorgungs-
mandat kein kostenmässiger Vorteil gezogen 
werden kann und damit einhergehend der 
Wettbewerb verzerrt wird. 
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